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M i e t r e c h t
Keine Untervermietung einer Einzim-
merwohnung trotz Belassen von persön-
lichen Sachen des Mieters in der Woh-
nung und Behalt eines Schlüssels
Der Vermieter muss auch dann nach § 553 
Abs. 1 BGB einer Untervermietung einer 
Einzimmerwohnung nicht zustimmen, wenn 
der Mieter persönliche Sachen in der Woh-
nung belässt und einen Schlüssel behält. 
Ausnahmsweise ist die Untervermietung 
aber nach § 242 BGB möglich, wenn dies 
aus wirtschaftlichen Gründen angezeigt ist. 
Dies hat das Amtsgericht Berlin-Wedding 
entschieden.

Der Mieter einer 30 qm großen Einzim-
merwohnung in Berlin wollte diese für den 
Zeitraum von September 2022 bis August 
2024 untervermieten, da er in dieser Zeit 
beruflich in Bayreuth zu tun habe. Er gab 
dabei an, dass er persönliche Sachen in der 
Wohnung belassen und einen Schlüssel be-
halten wollte, um jederzeit Zugriff auf seine 
Sachen haben zu können. Die Vermieterin 
lehnte die Untervermietung ab, so dass der 
Mieter Klage auf Zustimmung zur Unterver-
mietung erhob.
Das Amtsgericht Berlin-Wedding entschied 
gegen den Kläger. Diesem stehe kein An-
spruch nach § 553 Abs. 1 BGB auf Zustim-
mung zur Untervermietung zu. Die Geneh-
migung der gesamten Wohnung könne 
nicht auf diese Vorschrift gestützt werden, 
da sie sich nur auf die Gebrauchsüberlas-
sung eines Teils des Wohnraums beziehe. 

Aus der Tatsache, dass der Kläger noch ei-
gene Sachen in der Wohnung belassen und 
über einen Schlüssel behalten wollte, erge-
be sich nicht, dass nur ein Teil der Wohnung 
untervermietet werden sollte.
Ein Anspruch auf Genehmigung der Un-
tervermietung könne sich nach Auffassung 
des Amtsgerichts nur dann ergeben, wenn 
die Verweigerung des Vermieters sich als 
Verstoß gegen Treu und Glauben (§ 242 
BGB) darstellen würde. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen erfordere aber die Darle-
gung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Mieters. Der Mieter müsse seine Einkünfte 
komplett offenlegen.
Amtsgericht Berlin-Wedding,
Urteil vom 25.07.2023 – 16 C 315/22–

M i e t r e c h t
Kosten der Dichtigkeitsprüfung für Gas-
leitungen als Betriebskosten
Die Kosten der Dichtigkeitsprüfung der Gas-
leitungen können als Betriebskosten auf die 
Mieter umgelegt werden. Die Kosten dienen 
der Prüfung der Betriebssicherheit der Hei-
zung im Sinne von § 2 Nr. 4a BetrKV. Dies 
hat das Amtsgericht Rheine entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall klagten die 
Mieter einer Wohnung im Jahr 2023 vor 
dem Amtsgericht Rheine auf Rückzahlung 
angeblich zu viel gezahlter Betriebskosten. 
Es ging dabei um die Kosten der Dichtig-
keitsprüfung für die Gasleitungen in Höhe 
von 142,80 Euro. Die Wohnung verfügte 
über eine Gasetagenheizung.
Das Amtsgericht Rheine entschied gegen 
die Kläger. Ihnen stehe kein Anspruch auf 
Rückzahlung der Kosten für die Dichtig-
keitsprüfung der Gasleitungen zu. Denn 
diese Kosten seien als Betriebskosten auf 
die Mieter umlegbar. Ein solche Dichtig-
keitsprüfung könne in Abständen von fünf 
bis sieben Jahren durchgeführt werden. Le-
diglich eine jährliche Dichtigkeitsprüfung 
würde gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot 
verstoßen.
Es handele sich nach Ansicht des Amtsge-
richts um Kosten der Prüfung der Betriebs-
sicherheit der Heizung im Sinne von § 2 Nr. 
4a BetrKV. Denn ausströmendes Gas stelle 
eine erhebliche Gefahr für Vermieter und 
Mieter dar.
Amtsgericht Rheine,
Urteil vom 09.05.2023 – 14 C 44/23 –

F a h r e r l a u b n i s r e c h t
Pauschale Behauptung des heimlichen 
Zuführens von Drogen schützt nicht vor 
Fahrerlaubnisentziehung wegen im Blut 
festgestellter Drogen
Allein die pauschale Behauptung, jemand 
habe heimlich Drogen in das Getränk ge-
mischt, schützt nicht vor der Entziehung der 
Fahrerlaubnis wegen im Blut festgestellter 
Drogen. Erforderlich ist vielmehr der Vor-
trag eines detaillierten, in sich schlüssigen 
und glaubhaften Sachverhalts, der einen 
solchen Geschehensablauf als ernsthaft 
möglich erscheinen lässt. Dies hat das Ver-
waltungsgericht Karlsruhe entschieden.

Anlässlich einer Polizeikontrolle in Karlsruhe 
wurden bei einem Autofahrer in einer Nacht 
im Februar 2023 Amphetamine im Blut mit 
einer Konzentration von 137 ng/ml festge-
stellt. Ihm wurde deshalb mit sofortiger Wir-
kung die Fahrerlaubnis entzogen. Dagegen 
richtete sich der Eilantrag des Autofahrers. 
Er gab an, dass ihm an dem Abend jemand 
in einem Lokal die Drogen ohne sein Wissen 
in sein Getränk gemischt habe. Dies müsse 
sich wahrscheinlich ereignet haben, als er 
sich für einige Minuten auf die Toilette be-
geben habe. Er sei in Begleitung einer Frau 
gewesen, die eine Selbstanzeige bei der Po-
lizei erstattet habe.
Das Verwaltungsgericht Karlsruhe entschied 
gegen den Autofahrer. Die Fahrerlaubnis-
entziehung sei rechtmäßig. Die Behauptung 
des Autofahrers zum heimlichen Zuführen 
der Drogen sei als Schutzbehauptung zu 
werten.
Wer behauptet, so das Verwaltungsgericht, 
die in seinem Blut nachgewiesenen Sub-
stanzen ohne eigenes Wissen und Wollen 
eingenommen zu haben, müsse einen de-
taillierten, in sich schlüssigen und glaub-
haften Sachverhalt vortragen, der einen 
solchen Geschehensablauf als ernsthaft 
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möglich erscheinen lasse. Der Betroffene 
müsse überzeugend aufzeigen, dass ein be-
stimmter Dritter einen Beweggrund hatte, 
ihm Betäubungsmittel zuzuführen und, dass 
er selbst die Aufnahme des Betäubungsmit-
tels und deren Wirkung tatsächlich nicht 
bemerkt hat. An einem solchen Vortrag 
fehle es hier.
Verwaltungsgericht Karlsruhe,
Beschluss vom 11.09.2023 – 2 K 2644/23 –

S t r a f r e c h t
Bezeichnung einer Frau als „Schlampe“ 
als Schmähung und Formalbeleidigung
Wird eine Frau ohne sachlichen Bezug 
als „Schlampe“ bezeichnet, so ist dies als 
Schmähung und Formalbeleidigung zu 
werten und gemäß § 185 StGB strafbar. 
Dies hat das Bayerische Oberste Landes-
gericht entschieden.
Im Zuge der Trennung eines in Ober-
franken lebenden nichtehelichen Paares 
im März 2022 postete der Mann auf Fa-
cebook einen Beitrag, in dem er den Na-
men der Ex-Partnerin und ihrer Tochter 
nannte. Die Tochter rief daraufhin beim 
Mann an und forderte ihn auf, die Veröf-
fentlichung ihres Namens im Internet zu 
löschen. Der Mann erwiderte darauf: „Ich 
mach euch fertig, ihr Schlampen“. Die 
Tochter erstatte aufgrund dessen Straf-
anzeige. Das Amtsgericht verurteilte den 
Mann wegen Beleidigung zu einer Geld-
strafe von 20 Tagessätzen zu je 40 Euro. 
Das Landgericht Coburg bestätigte dies. 
Dagegen richtete sich die Revision des 
Angeklagten.
Das Bayerische Oberste Landesgericht 
bestätigte die Entscheidung des Landge-
richts. Der Angeklagte habe sich wegen 
Beleidigung gemäß § 185 StGB strafbar 
gemacht. Es liege insofern eine Schmäh-
kritik und eine Formalbeleidigung vor, die 
nicht von der Meinungsfreiheit gedeckt 
sei. Die Äußerung habe in keinem sach-
lichen Zusammenhang mit den Anliegen 
der Verletzten gestanden. Es sei dem An-
geklagten allein darauf angekommen, die 
Verletzte herabzuwürdigen. Für unerheb-
lich hielt das Gericht, dass die Äußerung 
nicht von Dritten wahrgenommen wurde 
und es sich um eine spontane Entgleisung 
des Angeklagten gehandelt hat.
Bayerisches Oberstes Landesgericht,
Beschluss vom 06.11.2023 – 202 StRR 80/23 –

A r b e i t s r e c h t
Verdächtige Krankschreibung nach Ent-
lassung - Zur Erschütterung des Beweis-
werts von Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gungen
Der Beweiswert von (Folge-)Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigungen kann erschüttert 
sein, wenn der arbeitsunfähige Arbeitneh-
mer nach Zugang der Kündigung eine oder 
mehrere Folgebescheinigungen vorlegt, 
die passgenau die Dauer der Kündigungs-
frist umfassen, und er unmittelbar nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine 
neue Beschäftigung aufnimmt.
Der Kläger war seit März 2021 als Helfer 
bei der Beklagten beschäftigt. Er legte am 
Montag, dem 2. Mai 2022, eine Arbeitsun-

fähigkeitsbescheinigung für die Zeit vom 
2. bis zum 6. Mai 2022 vor. Mit Schreiben 
vom 2. Mai 2022, das dem Kläger am 3. Mai 
2022 zuging, kündigte die Beklagte das Ar-
beitsverhältnis zum 31. Mai 2022. Mit Fol-
gebescheinigungen vom 6. Mai 2022 und 
vom 20. Mai 2022 wurde Arbeitsunfähig-
keit bis zum 20. Mai 2022 und bis zum 31. 
Mai 2022 (einem Dienstag) bescheinigt.
Ab dem 1. Juni 2022 war der Kläger wieder 
arbeitsfähig und nahm eine neue Beschäf-
tigung auf. Die Beklagte verweigerte die 
Entgeltfortzahlung mit der Begründung, 
der Beweiswert der vorgelegten Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigungen sei erschüttert. 
Dem widersprach der Kläger, weil die Ar-
beitsunfähigkeit bereits vor dem Zugang 
der Kündigung bestanden habe. Die Vorin-
stanzen haben der auf Entgeltfortzahlung 
gerichteten Klage für die Zeit vom 1. bis 
zum 31. Mai 2022 stattgegeben.
Die Revision der Beklagten hatte teil-
weise - bezogen auf den Zeitraum vom 
7. bis zum 31. Mai 2022 - Erfolg. Ein Ar-
beitnehmer kann die von ihm behauptete 
Arbeitsunfähigkeit mit ordnungsgemäß 
ausgestellten ärztlichen Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigungen nachweisen. Diese 
sind das gesetzlich vorgesehene Beweis-
mittel. Deren Beweiswert kann der Arbeit-
geber erschüttern, wenn er tatsächliche 
Umstände darlegt und ggf. beweist, die 
nach einer Gesamtbetrachtung Anlass zu 
ernsthaften Zweifeln an der Arbeitsunfä-
higkeit des Arbeitnehmers geben. Hiervon 
ausgehend ist das Landesarbeitsgericht 
bei der Prüfung des Beweiswerts von Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigungen, die 
während einer laufenden Kündigungs-
frist ausgestellt werden, zutreffend davon 
ausgegangen, dass für die Erschütterung 
des Beweiswerts dieser Bescheinigungen 
nicht entscheidend ist, ob es sich um eine 
Kündigung des Arbeitnehmers oder eine 
Kündigung des Arbeitgebers handelt und 
ob für den Beweis der Arbeitsunfähigkeit 
eine oder mehrere Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigungen vorgelegt werden. Stets 
erforderlich ist allerdings eine einzelfallbe-
zogene Würdigung der Gesamtumstände. 
Hiernach hat das Berufungsgericht richtig 
erkannt, dass für die Bescheinigung vom 2. 
Mai 2022 der Beweiswert nicht erschüttert 
ist. Eine zeitliche Koinzidenz zwischen dem 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit und dem 
Zugang der Kündigung ist nicht gegeben. 
Nach den getroffenen Feststellungen hatte 
der Kläger zum Zeitpunkt der Vorlage der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung keine 
Kenntnis von der beabsichtigten Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses, etwa durch 
eine Anhörung des Betriebsrats nach § 102 
Abs. 2 Satz 4 BetrVG. Weitere Umstände 
hat die Beklagte nicht dargelegt. Bezüglich 
der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
vom 6. Mai 2022 und vom 20. Mai 2022 ist 
der Beweiswert dagegen erschüttert. Das 
Landesarbeitsgericht hat insoweit nicht 
ausreichend berücksichtigt, dass zwischen 
der in den Folgebescheinigungen festge-
stellten passgenauen Verlängerung der Ar-
beitsunfähigkeit und der Kündigungsfrist 
eine zeitliche Koinzidenz bestand und der 
Kläger unmittelbar nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses eine neue Beschäfti-

gung aufgenommen hat. Dies hat zur Fol-
ge, dass nunmehr der Kläger für die Zeit 
vom 7. bis zum 31. Mai 2022 die volle Dar-
legungs- und Beweislast für das Bestehen 
krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit 
als Voraussetzung für den Entgeltfortzah-
lungsanspruch nach § 3 Abs. 1 EFZG trägt.
Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 13.12.2023 – 5 AZR 137/23 –

T i e r r e c h t
Nach Haltungsuntersagung und Entzie-
hung des Tiers steht Tierhalter Besuchs-
recht zu
Wird gegen einen Tierhalter eine Hal-
tungsuntersagung ausgesprochen und 
wird ihm das Tier entzogen, so steht ihm 
gemäß § 903 Satz 1 BGB grundsätzlich 
ein Besuchsrecht zu. Dies hat das Ober-
verwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen 
entschieden.

Einem in Nordrhein-Westfalen wohn-
haften Hundehalter wurde im Jahr 2022 
die Haltung seines Tieres verboten. Zu-
dem wurde der Hund in ein Tierheim 
gebracht. Nunmehr wollte er gerichtlich 
erreichen, dass er das Tier zwei Mal wö-
chentlich jeweils bis zu 30 Minuten besu-
chen darf. Das Verwaltungsgericht Köln 
wies den Antrag zurück. Dagegen richtete 
sich die Beschwerde des Hundehalters.
Das Oberverwaltungsgericht Nordr-
hein-Westfalen entschied zu Gunsten des 
Hundehalters. Diesem stehe gemäß § 903 
Satz 1 BGB das geltend gemachte Be-
suchsrecht zu. Der Anspruch ergebe sich 
aus der Eigentümerstellung des Hunde-
halters. Die Haltungsuntersagung und die 
Entziehung des Hundes stehe dem nicht 
entgegen. Der Halter dürfe dennoch sein 
Tier sehen und zum Beispiel streicheln. 
Durch den bloßen Besuch werde kein Ge-
wahrsam des Hundehalters begründet.
Soweit auf personelle und organisato-
rische Schwierigkeiten des Tierheims hin-
gewiesen wurde, hielt das Oberverwal-
tungsgericht dies für unbeachtlich. Die 
zuständige Behörde habe in diesem Fall 
entweder das Tierheim anzuweisen oder 
eine anderweitige Unterbringung zu wäh-
len.
Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen,
Beschluss vom 14.11.2023 – 5 B 1277/22 –
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